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Die Erwartungen der Wirtschaft für 2013
Prognosen lassen erwarten, dass das deutsche Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2013 um weniger 
als 1% wachsen wird. Die Industrie ist insgesamt zuversichtlicher, nur die Autoindustrie rechnet 
nicht mit überdurchschnittlichen Wachstumsraten. Trotz der europäischen Schuldenkrise 
und der nachfolgenden Rezession in den Schuldnerstaaten erwarten die Bau-, Chemie- und 
Elektroindustrie ein Wachstum von 1,5%, der Maschinenbau geht sogar von 2% aus.

DOI: 10.1007/s10273-013-1471-y

Michael Knipper

Die Erwartungen der Bauindustrie für das Jahr 2013

gen der Wirtschaftsforschungsinstitute an das Wachstum 
des rea len Bruttoinlandsproduktes für 2013 wurden im 
vergangenen Jahr sukzessive zurückge nommen und lagen 
zum Jahresende nur noch zwischen 0,3% und 0,7%. Zu-
dem stehen die Prognosen unter dem Vorbehalt, dass es 
gelingt, die europäische Staatsschuldenkrise unter Kont-
rolle zu behalten, und dass die deutsche Wirtschaft nicht 
in den Abwärtsstrudel der meisten anderen Euroländer ge-
rissen wird. Positiv zu bewerten ist allerdings, dass auch 
im laufenden Jahr keine Kreditklemme für die gewerbliche 
Wirtschaft droht und durch die anhaltend niedri gen Zinsen 
die Investitionstätigkeit nicht belastet wird.

Wohnungsbau

Wie bereits in den beiden Vorjahren hat auch 2013 der 
Wohnungsbau die besten Wachs tumschancen. Alle Vor-
laufi ndikatoren zeigen unverändert positive Signale:

• Genehmigte Wohnungen Januar bis Oktober 2012: 
+7%,

• Auftragseingang Januar bis Oktober 2012: +11%,

• Auftragsbestand Ende September 2012: +9%.

Zum Jahresbeginn 2013 wird nicht damit gerechnet, 
dass sich die günstigen Rahmenbedin gungen (historisch 
niedrige Zinssätze, reale Einkommenszuwächse, hohes 
Beschäftigungs niveau bei niedriger Arbeitslosigkeit) im 
Jahresverlauf spürbar verschlechtern werden. Zudem 
profi tiert der Wohnungsbau auch im neuen Jahr von den 
anhaltenden Turbulenzen auf den Kapitalmärkten. Viele In-
vestoren aus dem In- und Ausland werden weiterhin eine 
Anlage in wertbeständige Immobilien in Deutschland be-
vorzugen.

Von dieser Entwicklung profi tiert vor allem der Geschoss-
wohnungsbau (Miet- wie Eigen tumswohnungen), der deut-

Das deutsche Bauhauptgewerbe hat sich 2012 der allge-
meinen konjunkturellen Abschwä chung nicht entziehen 
können. Die baugewerblichen Umsätze sind – nach dem 
Rekordjahr 2011 – nominal um rund 1,5% gestiegen. Ver-
antwortlich hierfür ist die schwächere Entwick lung im zwei-
ten Halbjahr. Damit wurde die Prognose vom Jahresbeginn 
leicht unterschritten.

Diese Entwicklung ist auch auf Sonderfaktoren zurückzu-
führen. Nachdem 2011 der Bau von guten Witterungsbedin-
gungen profi tiert hatte, sorgten im Februar und Dezember 
2012 Schnee und Minusgrade für ein Erliegen der Baupro-
duktion vor allem im Tiefbau. Zudem machte sich das Aus-
laufen der Konjunkturprogramme schmerzlich bemerkbar.

Trotz des nur geringen Wachstums war die Stimmung in 
der Branche zum Jahresende noch gut. Die aktuelle Ge-
schäftslage wurde – gemessen am langjährigen Durch-
schnitt – positiv beurteilt und erreichte nahezu exakt die 
Werte vom Jahresende 2011. Gleiches gilt für die Ge-
schäftserwartungen, die sich zum Jahresende allerdings 
wieder um den Durchschnitts wert einpendelten.

Positiv entwickelte sich auch die Beschäftigung im Bau-
hauptgewerbe. Die Branche steigerte 2012 die Zahl 
der Beschäftigten im Jahresdurchschnitt um 1,5% auf 
745 000. Die Zahl der arbeitslosen Baufacharbeiter ging im 
Jahresdurchschnitt nochmals um 8% zurück und die Fir-
men melden vermehrt Schwierigkeiten bei der Stellenbe-
setzung. Besonders augenschein lich ist dies bei den Bau-
ingenieuren, für die zum Jahresende 2500 Arbeitslose und 
1600 offene Stellen gemeldet wurden. Da nur ein kleiner 
Teil der offenen Bauingenieursstellen den Arbeitsagentu-
ren gemeldet wird, zeigen sich hier besonders deutlich die 
Probleme der Branche, qualifi ziertes Personal einzustellen.

Baujahr 2013: leichtes Wachstum in Reichweite

Die Rahmenbedingungen für die Baubranche im laufenden 
Jahr sind derzeit nur schwer ein zuschätzen. Die Erwartun-
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• Auftragseingang Januar bis Oktober: +10%,

• Auftragsbestand Ende September 2012: -1%.

Zudem war die Entwicklung auch nicht einheitlich; die Auf-
tragseingänge legten in der ersten Jahreshälfte zu und 
gingen danach deutlich zurück, während die Baugenehmi-
gungen in der zweiten Jahreshälfte anstiegen. Außerdem 
war die positive Entwicklung im Auftragseingang nahezu 
ausschließlich dem Tiefbau zu verdanken.

Die fi nanzpolitischen Rahmenbedingungen stellen sich 
2013 relativ positiv dar. Die Steuer einnahmen der Gebiets-
körperschaften sollen nochmals um 13 Mrd. Euro zulegen 
und den neuen Rekordwert von 587 Mrd. Euro erreichen. 
Allerdings ist zu befürchten, dass die Kom munen den zu-
nehmenden Finanzierungsspielraum dazu nutzen, eher 
Schulden abzubauen als in Baumaßnahmen zu investieren.

Hilfreich für die Branche ist die Entscheidung des Bundes, 
die Investitionen in die Verkehrs wege im laufenden Jahr um 
600 Mio. Euro aufzustocken. Diese Investitionen kommen 
nahezu ausschließlich dem Bauhauptgewerbe zu Gute 
und tragen zur Stabilisierung von Nachfrage und Produk-
tion bei. Insgesamt dürften die Ausgaben des Bundes für 
Baumaß nahmen nahezu wieder den Rekordwert des Jah-
res 2009 von 6,8 Mrd. Euro erreichen.

Dennoch müssen wir aus heutiger Sicht davon ausgehen, 
dass vor allem aufgrund der kommunalen Investitionszu-
rückhaltung die Umsätze des Bauhauptgewerbes im Öf-
fentlichen Bau 2013 nochmals um nominal 1% bis 2% zu-
rückgehen werden.

Für die Branche insgesamt bedeutet dies, dass – vor allem 
aufgrund der weiterhin expansi ven Entwicklung im Woh-
nungsbau – 2013 ein nominales Wachstum der Umsätze 
von etwa 1,5% verbucht werden kann. Für den Bauar-
beitsmarkt ist nach dem Beschäftigungsaufbau der beiden 
Vorjahre mit einer Stabilisierung der Baubelegschaften zu 
rechnen.

Die Politik in der Pfl icht 

Angesichts der labilen Rahmenbedingungen kommt im 
Bundestagswahljahr 2013 der Politik eine besondere Ver-
antwortung zur Stabilisierung der baukonjunkturellen Ent-
wicklung zu. Unsere Forderungen konzentrieren sich vor 
allem auf folgende Bereiche:

1. Ganz oben auf der Agenda steht für uns die Energie-
wende. Hier müssen wir 2013 deut lich besser werden. 
Während wir beim Zubau erneuerbarer Energien äu-

lich stärker zulegen wird als der Eigenheimbau. Wir gehen 
heute davon aus, dass die Zahl aller fertiggestellten Woh-
nungen 2013 um 12% auf 235 000 Einheiten steigen wird. 
Der Wohnungsbau wird somit das Zugpferd der baukon-
junkturellen Entwicklung bleiben. Die nominalen Umsätze 
dürften nochmals um 6% zulegen.

Wirtschaftsbau 

Unsicherer ist dagegen die Erwartungshaltung für den 
Wirtschaftsbau. Zwar haben sich auch in dieser Bauspar-
te – trotz der im Jahresverlauf erfolgten konjunkturellen 
Abschwächung – die Vorlaufi ndikatoren 2012 noch relativ 
positiv entwickelt:

• Baugenehmigungen (Baukosten) Januar bis Oktober: 
+10%,

• Auftragseingang Januar bis Oktober: +7%,

• Auftragsbestand Ende September: +2%.

Allerdings zeigten sich im Herbst erste Schwächetenden-
zen, die Baugenehmigungen gingen im September und 
Oktober mit zweistelligen Raten gegenüber dem Vorjahr 
zurück. Ganz offensichtlich haben hier die Wachstums-
schwäche der deutschen Wirtschaft im Spätherbst und die 
gedämpften Konjunkturerwartungen für 2013 ihre Spuren 
hinterlassen. Allerdings hat es bisher noch keine Auftrags-
stornierungen gegeben, so dass das Abarbeiten der relativ 
hohen Auftragsbestände die Kapazitäten noch einige Zeit 
auslasten wird.

Für den weiteren Jahresverlauf wird es entscheidend da-
von abhängen, ob die deutsche Wirtschaft – nach einem 
erwarteten schwachen ersten Quartal – im weiteren Jah-
resverlauf wieder „Tritt fasst“ und dass auch die gewerb-
liche Wirtschaft das schwächere Wirtschafts wachstum 
nur als „Delle“ interpretiert und seine langfristigen Investi-
tionspläne am Standort Deutschland nicht revidiert. In die-
sem Fall erscheint 2013 im Wirtschaftsbau ein nominales 
Wachstum der baugewerblichen Umsätze von 1% bis 2% 
möglich.

Öffentlicher Bau

Der Öffentliche Bau zeigte 2012 eine enttäuschende Ent-
wicklung, der Bund konnte die Investitionszurückhaltung 
der Kommunen nicht ausgleichen. Zudem gab es im Jah-
resverlauf höchst unterschiedliche Signale. Dies zeigt sich 
auch schon bei den Vorlaufi ndikatoren:

• Baugenehmigungen (Baukosten) Januar bis Oktober: 
-6%,
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ßerst erfolgreich sind, bleiben wir bei der Netzinfrastruk-
tur ebenso deutlich hinter dem Zeitplan zurück. Daher 
muss 2013 der Netzausbau höchste Priorität haben. 
Von mehr als 3600 km not wendiger neuer Höchstspan-
nungsleitungen sind in den vergangenen Jahren gerade 
einmal rund 200 km fertiggestellt worden. Auch dass 
der jetzt vorgelegte Entwurf des Netzentwicklungsplans 
keine konkreten Strecken enthält, ist eine Hürde für die 
Realisie rung des Netzausbaus. Die Möglichkeiten al-
ternativer Trassenführung bzw. von Erdver kabelung zu 
prüfen, ist aber ein wichtiger Baustein, um gesellschaft-
liche Akzeptanz zu erreichen und die Kosten in einem 
vertretbaren Rahmen zu halten.

2. Für die anhaltende Unterfi nanzierung der Investitionsli-
nie Verkehr des Bundes muss spätestens in der nächs-
ten Legislaturperiode eine Lösung gefunden werden. 
Schon jetzt zeigen sich durch die jahrelange Vernach-
lässigung gravierende Mängel. Die kürzliche Sperrung 
der Rheinbrücke bei Leverkusen für den Lkw-Verkehr 
beweist dies nur zu deutlich. Wie von Bundesverkehrs-
minister Ramsauer gefordert, müssen die Verkehrs-
investitionen des Bundes dauerhaft auf mindestens 
14 Mrd. Euro pro Jahr angehoben werden. Nur auf die-
sem Weg kann es uns gelingen, im Produktions- und 
Transitland Deutschland langfristig die Qualität der 
Verkehrsinfrastruktur zu erhalten und die notwen digen 
Ausbaumaßnahmen vorzunehmen. Angesichts der be-
grenzten staatlichen Mittel, vor allem mit Blick auf die 
Schuldenbremse, geht in der neuen Legislaturperiode 
kein Weg daran vorbei, die Verkehrswegefi nanzierung 
von der Haushaltsfi nanzierung auf eine Nutzerfi nanzie-
rung umzustellen. Hierzu gehört es auch, vorurteilsfrei 
über die Ein führung einer Pkw-Maut nachzudenken.

3. Erhebliche Finanzierungsprobleme gibt es aber auch im 
kommunalen Verkehrsbereich, wo ein Investitionsstau 
von 25 Mrd. Euro aufgelaufen ist. Im Entfl echtungs-
gesetz wurde festgelegt, dass der Bund den Ländern 
noch bis einschließlich 2013 Kompensationszah lungen 
für die Beendigung der Finanzhilfen zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden leistet. Für 
den Zeitraum bis 2019 müssen Bund und Länder nun 
eine Anschlussvereinbarung treffen. Diese sollte noch 
vor der Bundestagswahl in „trockene Tücher“ gebracht 
werden und eine Aufstockung der Mittel für die kommu-
nale Verkehrs infrastruktur enthalten. Viele Maßnahmen 
auf kommunaler Ebene sind mehrjährig ange legt und 
die Gemeinden benötigen schnellstmöglich Planungssi-
cherheit über die Höhe der ihnen ab 2014 zufl ießenden 
Mittel.

4. Der Wohnungsbau spiegelt aktuell zwei Trends wider: 
Zum einen werden Immobilien als sichere Kapitalan-
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dest auf der Ebene der Bundesländer und dort für die 
besonders belasteten Ballungsräume – über eine teil-
weise Renaissance des sozialen Wohnungsbaus nach-
denken. Auch hier ist eine Fortschreibung der durch das 
Entfl echtungsgesetz nur bis 2013 garantierten Bundes-
mittel von jährlich 518 Mio. Euro dringend geboten.

lage von Anlegern weiterhin gesucht – hier entstehen 
vor allem Woh nungen im mittleren oder höherpreisigen 
Marktsegment. Zum anderen zieht es Familien wieder 
in die Städte. Sie suchen vornehmlich preisgünstigen 
Wohnraum, der aber in vielen Ballungsgebieten fehlt. 
In diesem Zusammenhang sollten wir auch – zumin-

Matthias Wissmann

2013 wird ein forderndes Arbeitsjahr

Das Jahr 2012 hatte für die deutsche Automobilindustrie 
Licht und Schatten. Natürlich spüren wir alle die Schwä-
che in Westeuropa. Doch wenn wir den Blick auf die Welt-
märkte richten, dann ist die Bilanz des Autojahres 2012 
durchaus positiv. Außerhalb Westeuropas erleben wir 
eine sehr dynamische Automobilkonjunktur, an der die 
deutsche Automobilindustrie überproportional teilhat. Der 
Pkw-Weltmarkt wächst auch 2012 – um rund 4% auf gut 
68 Mio. Einheiten. Getragen wird diese Dynamik vor allem 
vom chinesischen Markt, der um 8% auf 13,2 Mio. Einhei-
ten zunimmt. Ein zweiter Wachstumspfeiler ist der wieder 
erstarkte Leitmarkt USA, der in diesem Jahr mit einem Plus 
von 12% auf 14,3 Mio. Einheiten stärker zulegen wird als 
China. Der US-Markt hat damit seit 2010 sein Volumen um 
2,7 Mio. Light Vehicles erhöht und nähert sich mit hoher 
Drehzahl der 15-Mio.-Marke, die wir für das kommende 
Jahr erwarten.

Weltmarkt wächst weiter

Besonders erfreulich ist, dass die deutschen Konzernmar-
ken in diesen automobilen Hotspots noch schneller wach-
sen als ihre Wettbewerber. So haben wir in China unseren 
Marktanteil in den ersten zehn Monaten von 2012 auf 22% 
gesteigert – mehr als jeder fünfte Neuwagen, der dort ver-
kauft wurde, trägt ein deutsches Markenzeichen. In den 
USA wachsen wir bereits im siebten Jahr in Folge schneller 
als der Markt.

Auch in anderen Regionen haben wir zugelegt. Unser 
Pkw-Weltmarktanteil beträgt rund ein Fünftel. Allerdings 
müssen wir auch berücksichtigen, dass nicht alle Her-
steller auf allen Märkten präsent sind. Wer sich vor allem 
auf den westeuropäischen Markt konzentriert, spürt die 
dortige Nachfrageschwäche natürlich besonders. Neben 
der globalen Ausrichtung ist es vor allem die konsequen-
te Premiumstrategie, die den Erfolg der deutschen Auto-
mobilindustrie ausmacht. Bei Premiumfahrzeugen haben 
die deutschen Hersteller einen Weltmarktanteil von 80%. 
Davon profi tiert auch die Inlandsproduktion: In den letzten 
zehn Jahren ist der Premiumanteil an der Inlandsfertigung 

von 48% auf 57% gestiegen. Allein bei unseren Herstel-
lern hängt mehr als jeder zweite inländische Arbeitsplatz 
an Premium. Hinzu kommen viele Beschäftigte bei unseren 
Zulieferern in diesem Bereich.

Der westeuropäische Pkw-Markt wird im Jahr 2012 vor-
aussichtlich um 9% auf 11,7 Mio. Einheiten zurückgegan-
gen sein. Das sind über 1 Mio. Autos weniger als vor einem 
Jahr. Im Drei-Jahres-Vergleich – also gegenüber dem Vo-
lumen des Jahres 2009 mit 13,6 Mio. Einheiten – hat sich 
der westeuropäische Pkw-Markt um fast 2 Mio. Fahrzeuge 
verringert. Mit dem aktuellen Niveau kann niemand zufrie-
den sein.

Deutschland: Stabilitätsanker für Westeuropa

Vor diesem Hintergrund ist die Entwicklung des deutschen 
Marktes, der sich bislang als Stabilitätsanker in Westeuro-
pa erwiesen hat, zu bewerten. Die Pkw-Neuzulassungen im 
Inland werden im Gesamtjahr 2012 bei rund 3,1 Mio. Einhei-
ten liegen. Das entspricht einem moderaten Rückgang von 
ca. 2% gegenüber dem Vorjahreswert (3,17 Mio. Einheiten).

Auch wenn wir gegenüber der gesamten Entwicklung in 
Westeuropa recht stabil dastehen, können wir mit diesem 
Marktergebnis nicht zufrieden sein. Denn die wirtschaft-
lichen Fundamentaldaten liefern keine eindeutige Erklä-
rung dafür, warum der deutsche Markt so wenig Dynamik 
aufweist: Wir haben eine weiterhin hohe Beschäftigung 
in Deutschland, die Einkommensperspektive ist unverän-
dert gut, auch die Konsumneigung zeigt nicht nach unten. 
Offenbar gilt der alte Satz von Ludwig Erhard heute mehr 
denn je: Die Hälfte der Wirtschaft ist Psychologie.

Seit über zwei Jahren bestimmt die Schuldenkrise der Eu-
rozone die Schlagzeilen. Dieses Dauerthema drückt die 
Stimmung und führt zu Attentismus. Wer Tag für Tag schon 
beim Frühstück mit der Frage konfrontiert wird, ob dieses 
oder jenes EU-Land noch seine Schulden bezahlen kann 
– und was die entsprechenden Rettungsmaßnahmen für 
den deutschen Steuerzahler bedeuten könnten –, der geht 
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nicht am Nachmittag voller Vorfreude ins Autohaus, um ei-
nen Neuwagen zu kaufen.

Prognose für 2013

Angesichts der Unsicherheiten sind Prognosen für das 
Jahr 2013 mit Vorbehalt versehen. Da wir davon ausgehen 
müssen, dass die schwierige Lage in der Eurozone auch 
2013 anhalten wird, fällt unsere Prognose für den Pkw-In-
landsmarkt ebenfalls verhalten aus: Wir rechnen 2013 mit 
etwa 3 Mio. Neuzulassungen. Die entscheidenden Kriterien 
für diese Einschätzung: Wir erwarten 2013 eine weiterhin 
recht stabile Gesamtkonjunktur in Deutschland. Das Brut-
toinlandsprodukt und der private Verbrauch bleiben eben-
falls stabil. Gleiches gilt für den Arbeitsmarkt. Mit Wachs-
tum ist also 2013 im Inland nicht zu rechnen, aber auch 
nicht mit einem Absturz. Der Gegenwind nimmt jedoch zu. 
Eines ist gewiss: Das Jahr 2013 wird uns fordern, es wird 
ein hartes Arbeitsjahr!

Schauen wir auf die internationalen Märkte: Auch im kom-
menden Jahr wird sich der automobile Wachstumskurs 
fortsetzen. Wir erwarten, dass der Pkw-Weltmarkt 2013 
die 70-Mio.-Marke ins Auge fassen wird. Dabei wird das 
Wachstum weiterhin vor allem von den USA und China ge-
tragen. Der US-Markt wird 2013 um 5% auf 15 Mio. Ein-
heiten zulegen. Der chinesische Pkw-Markt wächst 2013 
um 6% auf rund 14 Mio. Neuwagen. Für Indien rechnen wir 
mit einem Plus von 7% auf knapp 3 Mio. Autos. Ein ähnlich 
hohes Volumen erwarten wir auch für Russland. Allerdings 
bleibt das Automobilgeschäft in Westeuropa weiterhin 
schwierig. Wir rechnen 2013 mit einem Marktvolumen von 
11,4 Mio. Neuwagen, das entspricht einem Rückgang um 
3%.

Vor diesem Hintergrund erwarten wir derzeit für das Jahr 
2013 eine stabile Pkw-Inlandsproduktion, die um 1% auf 
gut 5,4 Mio. Einheiten leicht zulegen wird – getragen von 
der erwähnten Dynamik der außereuropäischen Märkte. 
Die Exporte werden sich im kommenden Jahr ebenfalls 
stabil entwickeln und mit 4,15 Mio. Einheiten leicht über 
dem diesjährigen Niveau liegen.

In der deutschen Automobilindustrie sind derzeit rund 
748 700 Mitarbeiter (Stammbelegschaften) beschäftigt. 
Das sind 18 700 Arbeitsplätze mehr als vor einem Jahr. Bei 
Automobilherstellern sind rund 424 000 Mitarbeiter be-
schäftigt (+14 000), bei Zulieferern 293 600 (+4400), die An-
hänger- und Aufbautenhersteller haben 31 200 Mitarbeiter 
(+300). Auch die Zeitarbeit bewegt sich weiterhin auf hohem 
Niveau. Im Oktober lag die Zahl der Zeitverträge mit knapp 
60 000 um rund 10 000 über dem Vorjahreswert. Sie hat 
sich allerdings seit Mai nicht mehr erhöht. Ein Grund hierfür 
ist die zunehmende Übernahme von Zeitarbeitern in feste 

Arbeitsverhältnisse. Die sich eintrübende Konjunktur macht 
sich hier nur sehr langsam bemerkbar. Vor dem Rückbau 
der Zeitarbeit werden die Arbeitszeitkonten der Stammbe-
legschaften abgebaut. Für 2013 erwarten wir eine weiterhin 
stabile Beschäftigungslage in unserer Branche.

Nutzfahrzeuge und Zulieferer

Das Nutzfahrzeuggeschäft verläuft deutlich zyklischer als 
der Pkw-Markt, da es der Investitionsgüter-Konjunktur 
folgt. Nach einem kräftigen Wachstum 2011 (+18%) wird 
der Inlandsmarkt für leichte Nutzfahrzeuge (bis 6 t) um 
5% auf 229 000 Einheiten zurückgehen. Für das kom-
mende Jahr erwarten wir einen moderaten Rückgang um 
2% auf 224 000 Einheiten. Eine ähnliche Entwicklung zei-
gen die schweren Nutzfahrzeuge (über 6 t): Im Jahr 2011 
stiegen die Neuzulassungen im Inland um 21% auf gut 
89 000 Fahrzeuge, in diesem Jahr müssen wir mit einem 
Minus von 11% auf 79 000 Einheiten rechnen. 2013 erwar-
ten wir einen Markt von rund 76 000 schweren Lkw (-4%).

Auch die Zulieferer haben sich trotz des konjunkturellen 
Gegenwinds gut behauptet. Die Umsätze sind stabil auf 
Vorjahresniveau. Von der aktuellen Entwicklung der Märk-
te sind die deutschen Zulieferer – ebenso wie die Fahr-
zeughersteller – unterschiedlich betroffen: Unternehmen 
mit Schwerpunkt in der Nutzfahrzeugindustrie müssen 
Umsatzeinbußen hinnehmen. Dies gilt auch für Zulieferer, 
deren Kunden hauptsächlich in Westeuropa sind. Manche 
dieser Zulieferer haben Kurzarbeit angemeldet. Zulieferer, 
die vor allem für Premiumkunden arbeiten, sind in einer 
vergleichsweise besseren Situation: Ihre Kapazitäten sind 
gut ausgelastet, auch Umsatz und Beschäftigung haben 
sich positiv entwickelt.

Bei einer so unterschiedlichen Entwicklung haben Ge-
samtzahlen zur Zulieferindustrie nur bedingte Aussage-
kraft. In den ersten neun Monaten ist der Umsatz stabil, 
die Beschäftigung hat leicht zugelegt. Allerdings ist zuletzt 
eine deutliche Beruhigung festzustellen. Globale Orientie-
rung zahlt sich auch in der Zulieferindustrie aus. Viele mit-
telständische Unternehmen haben in den letzten Jahren 
erheblich in Auslandsstandorte investiert – übrigens ohne 
die hiesigen Standorte zu vernachlässigen.

Fazit

Insgesamt können wir festhalten: Im neuen Jahr bleibt die 
Lage für die Automobilindustrie in Westeuropa heraus-
fordernd. Gleichzeitig profi tieren die stark international 
ausgerichteten deutschen Hersteller vom andauernden 
Wachstum in den USA, China und weiteren Regionen. In 
Deutschland bleibt damit auch die Beschäftigung in der 
Automobilindustrie auf sehr hohem Niveau.
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Utz Tillmann

Chemie schafft trotz schwieriger Konjunktur mehr Arbeitsplätze

Viele industrielle Kunden haben sich mit Bestellungen zu-
rückgehalten. Der Inlandsumsatz lag demzufolge unter 
dem des Vorjahres. Im Auslandsgeschäft hat die deutsche 
Chemie hingegen von der guten Nachfrage der Kunden 
außerhalb Europas, die das schleppende Geschäft auf 
dem Kontinent mehr als kompensieren konnte, profi tiert. 
Die Exporte haben im vergangenen Jahr um 5% auf 160,9 
Mrd. Euro zugenommen. Die Zuwächse kamen dabei aus-
schließlich aus Asien, Südamerika und den USA.

Ungeachtet der Konjunktureintrübung haben die Chemie-
unternehmen im vergangenen Jahr Beschäftigung aufge-
baut. Die Zahl der Arbeitsplätze in der Branche stieg um 
2%. Die deutsche Chemie beschäftigt aktuell rund 437 000 
Mitarbeiter. Sie hat damit in den letzten 24 Monaten über 
22 000 neue Stellen geschaffen. Das ist aber kein Trend auf 
Dauer: Mit einem zusätzlichen Beschäftigungsaufbau ist in 
diesem Jahr nicht zu rechnen.

Der Beschäftigungszuwachs unterstreicht, dass die Unter-
nehmen ihre langfristigen Perspektiven als gut einstufen 
und versuchen, schon frühzeitig die besten Talente für sich 
zu gewinnen. Hinzu kommt die Sorge um einen sich aus-
weitenden Fachkräftemangel durch den demografi schen 
Wandel.

Perspektiven 2013

Nach einem guten Start ins Jahr 2012 hat die Dynamik der 
deutschen Chemiekonjunktur immer weiter abgenommen. 
Dennoch schätzten die Chemieunternehmen die aktuel-
le Lage trotz der Rückgänge im vergangenen Jahr insge-
samt noch positiv ein. Allem Krisengerede zum Trotz hat 
sich die Branche als widerstandsfähig erwiesen. Ihre Ge-
schäftserwartungen haben sich allerdings eingetrübt. So 
verschieben sich die Hoffnungen der Chemie auf einen 
spürbaren Aufschwung immer weiter in die Zukunft.

In der deutschen Industriekonjunktur macht sich zwar die 
nachlassende Nachfrage aus Europa immer stärker be-
merkbar. Dennoch gibt es keinen Grund für übertriebenen 
Pessimismus. Anzeichen, dass die deutsche Wirtschaft, 
in eine Rezession steuert, sieht die Chemie nicht. Die Ex-
porterfolge der Industrie, die für das Inlandsgeschäft der 
Branche entscheidend sind, werden die deutsche Volks-
wirtschaft auch weiterhin stützen. Das Europageschäft 
verspricht allerdings sowohl für die Chemie wie auch 
für die übrigen Industriebranchen in Deutschland wenig 

Die Erwartungen der deutschen Chemieindustrie an das 
Jahr 2012 haben sich nicht erfüllt. Die Branche musste 
sich in einem schwierigen konjunkturellen Umfeld, das von 
einer globalen Wachstumsschwäche, der Staatsschul-
den- und Währungskrise im Euroraum und – damit zusam-
menhängend – der Rezession in Südeuropa geprägt war, 
bewähren. Dem starken Gegenwind durch diese ungüns-
tigen Rahmenbedingungen konnten nur die Exporte nach 
Übersee trotzen.

Die Produktion chemischer Erzeugnisse sank 2012 um 
3%. Dennoch waren die Anlagen mit durchschnittlich 83% 
noch gut ausgelastet. Der Produktionsrückgang ist vor 
allem auf das schwache Exportgeschäft mit den europä-
ischen Nachbarländern zurückzuführen. Aber auch das 
Inlandsgeschäft war rückläufi g – die industriellen Kunden 
haben ihre Produktion gedrosselt und ihre Lagerbestände 
abgebaut. Nur aus dem außereuropäischen Ausland ka-
men bis zuletzt positive Impulse.

Die Produktion ging in nahezu allen Bereichen der Che-
mieindustrie zurück. Bis auf die anorganischen Grund-
stoffe konnte keine Sparte in Deutschlands drittgrößter 
Branche das Niveau des Vorjahreszeitraums halten. Be-
sonders deutlich hat sich die Produktion bei den organi-
schen Grundstoffen verringert, und noch etwas schlech-
ter entwickelte sich das Geschäft mit Kunststoffen. Auch 
Spezial- und Konsumchemikalien rutschten ins Minus. Das 
Pharmageschäft entwickelte sich im Zickzackkurs. Der 
Sparzwang in vielen europäischen Ländern machte sich 
zunehmend auch im Gesundheitswesen bemerkbar. Da-
durch blieb die Produktion unter dem – allerdings hohen 
– Vorjahresniveau.

Steigende Rohstoffkosten im ersten Halbjahr 2012 haben 
viele Unternehmen dazu veranlasst, die Preise für ihre 
Produkte anzuheben. Im zweiten Halbjahr kam es zu einer 
zeitweisen Entspannung auf den Rohstoffmärkten. Wegen 
der Euroschwäche führte dies jedoch kaum zu einer Kos-
tenentlastung für die Chemieunternehmen. Vor diesem 
Hintergrund waren chemisch-pharmazeutische Produkte 
im vergangenen Jahr insgesamt rund 2,5% teurer als ein 
Jahr zuvor. Nahezu alle Sparten konnten Preiszuwächse 
verbuchen. Nur die Preise für Arzneimittel waren rückläu-
fi g.

Dank der Preissteigerungen konnte der Branchenumsatz 
konstant bei insgesamt 184,2 Mrd. Euro gehalten werden. 
Die Schuldenkrise erreichte 2012 das Inlandsgeschäft: 
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Branche deutlich vertieft. Beispiele dafür sind die EU-Che-
mikalienverordnung REACH oder der Emissionshandel, 
aber auch die Regelungen zu gentechnisch veränderten 
Organismen oder Vorschriften zu Kosmetika und Nanoma-
terialien.

Ein weiteres Problem im transatlantischen Verhältnis sind 
die Zölle. Die Industriezölle zwischen den USA und der EU 
sind zwar gering – der Chemie-US-Durchschnittszoll liegt 
bei 2,25% (ohne Pharma). Wegen des enormen Handels-
volumens führen aber auch niedrige Zölle zu hohen Kosten: 
Nach VCI-Schätzungen haben europäische Chemieunter-
nehmen 2010 fast 700 Mio. Euro in die US-Staatskasse 
gezahlt. Umgekehrt führten die USA gut 1 Mrd. Euro nach 
Brüssel ab.

Chemiezölle erschweren den Zugang zu Märkten

Zölle sind jedoch ein Problem, das über das transatlanti-
sche Verhältnis hinausgeht. Sie belasten auch die Exporte 
der Branche in die Schwellenländer. Hier ist ein Trend auf 
dem Vormarsch, den Zugang zu den Märkten zu erschwe-
ren. In den Schwellenländern werden nicht nur weiterhin 
Zölle von teilweise mehr als 10% auf den Import chemi-
scher Erzeugnisse erhoben. Immer mehr Staaten führen 
darüber hinaus Importlizenzen, „Local-Content-Regeln“ 
oder Exportsteuern ein. Insgesamt werden heute auf ex-
portierte Chemieprodukte aus Deutschland rund 2 Mrd. 
Euro an Zöllen erhoben. Diese sind unterm Strich von der 
deutschen Chemie zu entrichten. Deshalb ist die Politik ge-
fordert, sowohl den freien Welthandel als auch die transat-
lantische Partnerschaft wieder stärker auf die Agenda zu 
setzen.

Erwartungen an ein Freihandelsabkommen EU-USA

Die deutsche Chemie würde daher ein transatlantisches 
Abkommen nachdrücklich unterstützen. Ein entsprechen-
des Vertragswerk muss aber Modellcharakter für künftige 
multilaterale Regeln haben. Es sollte deshalb drei Ziele ver-
folgen:

1.  Ein transatlantisches Freihandelsabkommen sollte ohne 
Ausnahme alle Industriezölle abschaffen.

2. Nicht-tarifäre Handelshemmnisse sind ebenso auszu-
räumen. Hier sollte der Umwelt-, Verbraucher- und Ge-
sundheitsschutz an erster Stelle stehen. Wünschens-
wert wäre eine gegenseitige Anerkennung mit dem 
Grundsatz „approved once, accepted everywhere“. Bei 
neuen Technologien, wie der Nanotechnologie, könnte 
eine solche Kooperation neue globale Standards set-
zen. Vorschläge aus der Chemie liegen hierzu bereits 
vor.

Schwung. Die Reformen, Sparprogramme und Anpas-
sungsmaßnahmen brauchen Zeit, um ihre positive Wirkung 
auf Wirtschaftswachstum und Beschäftigung zu entfalten. 
Schnelle Erfolge sind nicht zu erwarten.

Von der Nachfrage aus Übersee wird die deutsche Che-
mie dagegen weiterhin profi tieren. Allerdings dürfte die 
Konjunktur auch außerhalb Europas an Zugkraft verlieren. 
In den USA bleibt der Aufwärtstrend zwar intakt. Die Erho-
lung ist aber kraftlos und die Nachfrageschwankungen in 
der Bauwirtschaft werden noch eine Zeit lang anhalten. In 
Asien schwächt sich die wirtschaftliche Spannkraft etwas 
ab, und in Südamerika stottert der Konjunkturmotor. Da 
die Schwellenländer insgesamt trotz verschiedener Dämp-
fer immer noch eine hohe Dynamik aufweisen, bleibt das 
Exportgeschäft eine wichtige Säule der deutschen Wirt-
schaft.

Vor diesem Hintergrund geht der Verband der Chemischen 
Industrie (VCI) für 2013 von einem Zuwachs der Chemie-
produktion um 1,5% aus. Die Erzeugerpreise dürften um 
0,5% steigen, der Branchenumsatz dementsprechend um 
2% auf 187,9 Mrd. Euro anziehen.

USA bleiben wichtigster Handelspartner

In die USA hat die Chemie 2011 Erzeugnisse im Wert von 
rund 10,9 Mrd. Euro exportiert. Das entspricht gut 7% der 
gesamten deutschen Chemieausfuhren. Die Handelsbilanz 
mit den USA fällt dabei leicht negativ aus: Deutsche Un-
ternehmen haben 2011 Chemiewaren aus US-Produktion 
im Wert von 11,6 Mrd. Euro importiert, also rund 10% der 
deutschen Chemieeinfuhren. Dabei handelt es sich, nach 
Pharmazeutika, vor allem um Fein- und Spezialchemikalien 
sowie um Kunststoffe.

Auch innerhalb der USA ist die deutsche Chemie stark 
vertreten. Die Direktinvestitionen belaufen sich dort auf 
11 Mrd. Euro. Insgesamt sind 118 Tochtergesellschaften 
deutscher Chemieunternehmen in den USA aktiv. Zusam-
men erwirtschafteten sie zuletzt einen Umsatz von gut 42 
Mrd. Euro und beschäftigten 69 000 Mitarbeiter. Die enge 
historische und kulturelle Verbindung mit den USA ist ein 
entscheidender Erfolgsfaktor für die deutsche Industrie 
und die Chemie. Beides – sowohl ein starkes Handelsge-
fl echt als auch eine starke Präsenz im Markt selbst – will 
die deutsche Chemie ausbauen. Rückenwind aus der Poli-
tik ist hierzu jedoch notwendig.

Zwar versucht die EU seit 1990 ihre Wirtschaftsbezie-
hungen zu den USA zu vertiefen – vorwiegend durch die 
Angleichung technischer Vorschriften. Die Chemie konn-
te davon aber bislang nicht profi tieren. Im Gegenteil: Der 
transatlantische Graben im Warenverkehr hat sich für die 
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3.  Um die WTO nicht zu schwächen, sollten auch andere 
Staaten dem Abkommen mit seinen hohen Standards 
beitreten können.

Die EU wäre aber gut beraten, nicht nur nach Westen zu 
schauen. Aus Sicht der deutschen Chemie sind z.B. Ge-
spräche mit Japan über ein Freihandelsabkommen ein 

zweiter wichtiger Baustein für eine europäische Handels-
strategie. Da die Doha-Runde auch in absehbarer Zukunft 
keine verwertbaren Ergebnisse erzielen wird, müssen bila-
terale Abkommen insgesamt stärker in Betracht gezogen 
werden. In deren Mittelpunkt müssen dann, wie erwähnt, 
neue Initiativen für offene Märkte und fairen Wettbewerb 
stehen.

Klaus Mittelbach

Deutsche Elektroindustrie – 2013 wieder moderates Wachstum

tischen Raum haben um 7½% zuge nommen, obgleich die 
sonst so erfolgsverwöhnten Elektroexporte nach China 
2012 geschwä chelt haben und nicht über ihr Vorjahresni-
veau hinausgekommen sind.

Erwähnenswert ist, dass sich die Gewichte im Export-
portfolio der deutschen Elektroindustrie kontinuierlich 
verschieben. Zwar ist Europa auch heute noch der mit 
Abstand wichtigste Ab satzmarkt. Zwei Drittel der gesam-
ten Branchenausfuhren (bzw. 105 Mrd. Euro) werden hier 
vermarktet, etwas mehr als die Hälfte davon – bzw. rund 
ein Drittel insgesamt – in der Euro zone. Im Jahr 2000 lag 
der Anteil der Exporte nach Europa an den gesamten Ex-
porten aller dings noch bei knapp drei Viertel, und die Aus-
fuhren in den Euroraum machten noch 42% aus. Ähnlich 
sieht das Bild aus, wenn man die Exporte in die Industrie- 
und Schwellenländer gegenüberstellt. 2000 wurden noch 
mehr als vier Fünftel der deutschen Elektroexporte in den 
Industrieländern abgesetzt und erst weniger als ein Fünf-
tel in den Schwellenländern. Mittlerweile beträgt das Ver-
hältnis schon nur noch zwei zu eins (bzw. 107 Mrd. Euro zu 
54 Mrd. Euro). Mit 14% der gesamten Branchenausfuhren 
gehen heute mehr Exporte in die BRICS-Länder (Brasilien, 
Russland, Indien, China, Südafrika) als in die Gruppe der 
von der Eurokrise besonders betroffenen Länder Portugal, 
Italien, Irland, Griechenland und Spa nien, deren gemein-
samer Anteil 10% beträgt. Im Ranking der Top-Abnehmer 
lag China in diesem Jahr bereits auf Platz zwei – hinter den 
USA und vor Frankreich, das hier über Jahrzehnte regel-
mäßig den Spitzenplatz innehatte.

Beschäftigte und Investitionen

Ende 2012 waren 848 000 Beschäftigte in der deutschen 
Elektroindustrie tätig – ein 10-Jahres-Hoch. Seit April 2010 
(dem der 2009er Krise geschuldeten Tiefpunkt bei den Be-
schäftigten) hat die Branche damit fast 50 000 neue Jobs 
geschaffen. Mehr als ein Fünftel der Beschäftigten sind 

Das Jahr 2012 stand auch für die deutsche Elektroindust-
rie stark unter dem Einfl uss der Euro-Schuldenkrise sowie 
der Abkühlung der globalen Konjunktur. Die um Preisef-
fekte bereinigte Produktion der Elektrounternehmen ist 
den vorläufi gen Berechnungen des ZVEI – Zentralverband 
Elektrotechnik- und Elektronikindustrie zufolge im vergan-
genen Jahr um 2% zurückgegan gen, der Branchenumsatz 
ebenfalls um 2% auf 175 Mrd. Euro. Dabei haben sich die 
einzelnen Fachbereiche der Elektroindustrie sehr unein-
heitlich in einem breiten Band entwickelt. Die zweite Jah-
reshälfte verlief insgesamt schwächer als die erste.

Vergessen wir aber nicht: Dem verhaltenen Jahr 2012 
sind zwei äußerst dynamische Jahre 2010 und 2011 vo-
rangegangen, in denen die deutsche Elektroindustrie die 
Produktionsver luste von einem Fünftel aus der 2009er Kri-
se mit Wachstumsraten von 14% und 13% rekordschnell 
wieder aufgeholt hat. Immerhin war die Rezession 2009 
die nach dem zweiten Weltkrieg mit Abstand schwerste 
in Deutschland. Nach früheren Abschwüngen hat es re-
gelmäßig deutlich länger als zwei Jahre gedauert, bis das 
Vorkrisenniveau wieder erreicht werden konnte.

Gute Exportentwicklung

Von allen Größen haben sich auch 2012 wieder einmal die 
Exporte vergleichs weise am besten entwickelt. Insgesamt 
konnten sie im vergangenen Jahr um 2% auf die Rekord-
marke von 161 Mrd. Euro zulegen. Bedingt durch die Eu-
rokrise haben die Ausfuhren nach Eu ropa stagniert. Ex-
portrückgängen in den Euroraum von 4%, vor allem nach 
Italien (-13%), Spanien (-11%), aber auch nach Frankreich 
(-6%), standen hier hohe Zuwächse von 5% im Osteuro-
pageschäft gegenüber. Sowohl die Branchenausfuhren 
nach Amerika als auch die nach Asien haben sich 2012 
überdurchschnittlich gut entfaltet. Erstere sind um 9% ge-
wachsen – insbesondere getrieben durch einen 8%igen 
Anstieg der Exporte in die USA. Die Ausfuhren in den asia-
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1½% wachsen wird. Die Erlöse sollten sich bis Ende die-
ses Jahres entsprechend auf 177 Mrd. Euro belaufen.

Die Konjunktur in den USA und in China, also den beiden 
größten Volkswirtschaften der Welt, erholt sich. Nach Jah-
ren der Korrektur und Flaute scheint der US-Immobilien-
markt wieder anzuziehen. Die Kassen vieler international 
agierender Unternehmen sind gut gefüllt, so dass die Mit-
tel zur Finanzierung von Investitionen – zusätzlich begüns-
tigt durch die extrem niedrigen Zinsen – grundsätzlich 
vorhanden sind. Die Investitionstätigkeit könnte 2013 nicht 
zuletzt auch von Nachholeffekten profi tieren, denn allein 
zur Instandhaltung muss früher oder später wieder inves-
tiert werden. Strukturell entfällt heute bereits die Hälfte des 
globalen Investitionsvolumens auf die Schwellenländer. 
Vor einer Dekade war es erst ein Fünftel. Zudem setzen 
„Industrie“-Länder wie die USA, aber auch Großbritannien 
und andere, inzwischen zu einer Re-Industrialisierung an, 
was entsprechender Erweiterungsinvestitionen bedarf.

Die Prognose steht unter dem Vorbehalt, dass die Politik 
die drängendsten Probleme anpackt und so die derzeiti-
ge allgemeine Verunsicherung abbauen hilft. Die Energie-
wende in Deutschland muss schnell erfolgreich umgesetzt 
werden. Hierzu bedarf es der politischen Konkretisierung, 
um verlässliche Rahmenbedingungen für wachstumsför-
dernde Investitionen in die Energieerzeugung, -übertra-
gung und -verteilung zu gewährleisten. Im Euroraum müs-
sen die Tragfähigkeit der Schulden und die Wettbewerbs-
fähigkeit wiederhergestellt werden. Zwar wird es hier keine 
schnellen Lösungen geben, aber die Weichen müssen 
durch konsequente Reformen richtig gestellt werden. In 
den USA muss die so genannte Fiskalklippe endgültig um-
schifft werden. Und auch in China muss der Reformstau 
aufgelöst werden. Zu den gegenwärtigen Risiken zählen 
die geopolitischen Spannungen im Nahen und Mittleren 
Osten, die sich auf den Ölpreis und damit auf die Produkti-
onskosten auswirken.

Als exportstarke und globalisierte Branche – neben den 
Inlandsbeschäftigten sind 659 000 Auslandsbeschäftigte 
für die deutsche Elektroindustrie tätig, die zusätzliche Er-
löse von 111 Mrd. Euro erwirtschaften, und unser Bestand 
an ausländischen Direktinvestitionen beläuft sich auf 43,4 
Mrd. Euro – blicken wir kritisch auf die zunehmenden 
Eingriffe an den Devisenmärkten mit dem Ziel der Mani-
pulierung bzw. Abwertung von Währungen (Brasilien, Ja-
pan, Südkorea, Schweiz) oder die vermehrte Neigung zu 
protektionistischen Maßnahmen. Gerade in konjunkturell 
schwierigeren Zeiten ist es aber wichtig, den Freihandel 
nicht zu beeinträchtigen.

Die mittel- bis langfristigen Perspektiven für die deutsche 
Elektroindustrie sind und bleiben aufgrund ihrer Innovati-

Ingenieure, weitere drei Fünftel Fachkräfte. Entsprechend 
bleibt der Ingenieurs- und Fachkräftemangel für uns eine 
Herausforderung. Knapp die Hälfte der Elektrounterneh-
men verspürt ihn der jüngsten ZVEI-Ingenieursumfrage 
zufolge deutlich. Sieben von zehn Firmen planen deshalb, 
bis 2014 mehr Elektroingenieure einzustellen als in den 
Vorjahren.

Die Elektroindustrie hat ihre Investitionen 2012 weiter um 
9% auf 6,4 Mrd. Euro erhöht und mit rekordhohen 13,5 
Mrd. Euro rund 4% mehr für Forschung und Entwicklung 
aufge wendet als im Jahr zuvor. Die etwas weiter gefass-
ten Innovationsaufwendungen sind im vergangenen Jahr 
um 3% auf 15,5 Mrd. Euro gestiegen. Dies entspricht 9% 
des Branchenumsatzes. Mehr als ein Fünftel aller privaten 
F&E-Aufwendungen geht allein auf das Konto der Elekt-
roindustrie. Mit einer steuerlichen Forschungsförderung 
sollte die Politik die F&E-Anstrengungen der Unterneh-
men, die Grundlage für die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit, Wachstum und Wohlstand sind, unterstützen. 
Die Kapazitätsauslastung ist zuletzt auf 82% gefal len 
und befi ndet sich damit etwas unterhalb des langjährigen 
Mittelwertes von 83%. Der Auftragsbestand liegt mit 2,7 
Produktionsmonaten indessen weiter leicht über seinem 
Lang fristdurchschnitt. Neue Investitionen werden derzeit 
defensiver angegangen, zumal die Elektrounternehmen 
bei ihren eigenen Abnehmern – insbesondere im Eu-
roraum – hier eine Investitionszurückhaltung verspüren.

Die Auftragseingänge in der deutschen Elektroindustrie 
sind 2012 8% unter ihrem Vorjahreslevel geblieben. Al-
lerdings hatte es im Jahr davor auch sehr viele und 2012 
dann so gut wie überhaupt keine Großaufträge gegeben, 
so dass 2012 auch statistische Basiseffekte zu Buche ge-
schlagen haben. Zuletzt haben die Orders – insbesondere 
aus dem Nicht-Euro-Ausland – auch wieder zugelegt.

Ausblick

Was die Stimmungsindikatoren anbelangt, so ist die Beur-
teilung der aktuellen Geschäftslage durch die Elektroun-
ternehmen nach etlichen Monaten des kontinuierlichen 
Rückgangs zuletzt erstmals seit März 2010 per Saldo (aus 
positiven und negativen Antworten) wieder ins Minus ge-
rutscht. Aber: Sämtliche Erwartungskomponenten, also 
die allgemeinen Geschäftserwartungen, die Exporterwar-
tungen und die Produktionspläne, sind wieder etwas ge-
stiegen.

Wir sind vorsichtig zuversichtlich, dass die Geschäftstä-
tigkeit in der deutschen Elektroindustrie im Verlauf von 
2013 wieder anziehen wird und die – um Preiseffekte be-
reinigte – Produktion der Branche insgesamt wieder um 
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onsstärke und betriebswirtschaftlich sehr gesunden Ver-
fassung günstig. Die durchschnittliche Eigenkapitalquote 
der Elektrounternehmen liegt bei 40% und damit zehn 
Prozentpunkte höher als im Verarbeitenden Gewerbe 
insgesamt. Acht von zehn Elektrounternehmen bringen 
regelmäßig Produkt- oder Prozessinnovationen hervor. 
40 Cent jedes in der Branche umgesetzten Euro werden 
mit Produkt- oder Sortimentsneuheiten erlöst. Und jede 
dritte Innovation in der Industrie insgesamt erfährt ihren 
originären Impuls durch uns. Zwischen 1995 und dem Vor-
krisenjahr 2008 ist die Elektroproduktion im Mittel um 5% 
pro Jahr gewachsen. Auf diesen Pfad dürfte die Branche 
bald zurückkommen. Sämtliche globale Megatrends, die 

eine Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln1 
einmal mit den zehn Schlagworten (1) Globalisierung, (2) 
Wohlstand, (3) technischer Fortschritt, (4) demografi  scher 
Wandel (5) Urbanisierung, (6) Ressourcenknappheit, (7) 
Kli mawandel, (8) Wissen und Infor mation, (9) Investitionen 
und Infrastruktur sowie (10) Sicher heit umrissen hat, ge-
hen mit enormen weltweiten Herausforderun gen einher. 
Nur mit den zentralen Basis- und Querschnittstechnologi-
en der Elektroindustrie wer den sie sich dauerhaft bewerk-
stelligen lassen!

1 M. Grömling, H.-J. Haß: Globale Megatrends und Perspektiven der 
deutschen Industrie, IW Analysen, Nr. 47, Köln 2009.

Ralph Wiechers

Maschinenbau behauptet sich in rauem Umfeld

Aufstellung auf den Weltmärkten für Investitionsgüter sein. 
Die deutschen Maschinenexporte legten in den ersten 
zehn Monaten um real 4,5%  oder nominal 6,7%  zu. In 
der regionalen Betrachtung gibt es gleichwohl gewaltige 
Unterschiede.

Als Renner erwiesen sich neben dem stark expandieren-
den australischen Markt (+52,6%) die OPEC-Mitgliedslän-
der (+23,6%) und die ASEAN-Staaten (+23,0%). Zuwächse 
konnten außerdem im Handel mit Kunden auf dem ame-
rikanischen Doppelkontinent verzeichnet werden: Latein-
amerika erbrachte trotz eines weitgehend stagnierenden 
Geschäfts mit Brasilien (+0,6%) ein knapp zweistelliges 
Plus (+10,7%). Die deutsche Maschinenausfuhr nach 
Nordamerika (+20,6%) profi tierte von den Anstrengungen 
der USA, den Prozess der fortschreitenden De-Industriali-
sierung der US-Wirtschaft zu stoppen.

Wohl die dickste Überraschung für zahlreiche Beobachter 
dürfte das über dem Durchschnitt der gesamten Maschi-
nenexporte liegende Exportwachstum in die EU-Partner-
länder sein (+7,0%). Wie schon in den Jahren zuvor han-
delte es sich hier nicht um eine Einbahnstraße. Während 
die gesamten deutschen Maschinenimporte um 6,9% 
zulegten, konnten die Importe aus den EU-Partnerländern 
sogar um 9,9%, also überproportional expandieren.

Doch wo Licht ist, da ist – leider – auch Schatten: Chi-
na, die Nummer Eins im Exportranking der deutschen 
Maschinenhersteller, schwächelte. Das Zurückfahren der 
Billionen schweren Konjunkturprogramme von 2008/2009 
sowie die über weite Strecken restriktive Geldpolitik der 
chinesischen Notenbank schlugen spürbar auf die Ge-

Das Jahr 2012 ist für den deutschen Maschinen- und An-
lagenbau insgesamt deutlich besser gelaufen als noch im 
Frühjahr erwartet. Im Zeitraum von Januar bis Oktober 
beläuft sich der Zuwachs der Maschinenproduktion auf 
2,5%. Hinter dieser Zahl verbergen sich ein bemerkens-
wert dynamischer Jahresauftakt und tendenziell abneh-
mende Wachstumsraten, vereinzelt auch Minusraten im 
weiteren Jahresverlauf. Unterm Strich dürfte die deutsche 
Maschinenproduktion 2012 um geschätzt 2% real über 
dem Vorjahreswert liegen.

Beschäftigung: höchster Stand seit 1993

Von dieser vergleichsweise guten, besser als noch zu 
Jahresanfang erwarteten Entwicklung profi tierte insbe-
sondere der Arbeitsmarkt. Im Oktober 2012 standen mit 
979 000 festangestellten Mitarbeitern 32 000 zusätzliche 
Arbeitskräfte in Lohn und Brot als noch ein Jahr zuvor. Der 
Zuwachs wird zwar durch statistische Sondereffekte et-
was verzerrt. So nahm die Zahl der Melder in die Beschäf-
tigtenstatistik zu, weil wie immer im Aufschwung mehr 
Betriebe bzw. Betriebsteile über die Meldeschwelle von 
50 Mitarbeitern rutschten. Weitere Beschäftigtengewinne 
gehen auf das Konto sogenannter klassifi katorischer Neu-
zuordnung, d.h. bislang anderen Branchen zugerechnete 
Betriebsteile zählen aufgrund des Produktspektrums nun 
zum Maschinenbau. Doch selbst eingedenk dieser Verzer-
rungen bleibt es bei einem signifi kanten Personalaufbau.

Maschinenausfuhr: viel Licht, aber auch Schatten 

Ein wesentlicher Grund für das im Branchenvergleich gu-
te Abschneiden des Maschinenbaus dürfte dessen breite 
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bisher keine Eile zeigt, die heimische Wirtschaft zu stimu-
lieren und verstärkt auf qualitatives Wachstum setzt.

Wesentlich ernüchternder fällt die Perspektive für Europa 
und insbesondere die Eurozone aus. Abgesehen von ein 
paar kleineren Ländern wird in der Eurozone wahrscheinlich 
nur Deutschland einen Zuwachs verbuchen können. Den-
noch gibt es berechtigte Hoffnung, dass die Staatsschul-
denkrise ihren Zenit überschritten hat. Die negativen Effekte 
der Restrukturierungen in den europäischen Krisenländern 
nehmen allmählich ab, auch wenn der Konsolidierungs-
druck insbesondere in den Krisenländern hoch bleibt und 
wichtige politische Entscheidungen noch ausstehen. Posi-
tiv wiegt ferner, dass die Ankündigungen der Europäischen 
Zentralbank und die Aktivierung des Rettungsschirms des 
Europäischen Stabilisitätsmechanismus Wirkung zeigen.

Schwer einzuschätzen ist der US-amerikanische Markt. 
Der buchstäblich um „Fünf nach Zwölf“ zwischen Demo-
kraten und Republikanern gefundene Kompromiss zur 
Umschiffung der „fi skalischen Klippe“ ist ein eindrucksvol-
ler Beleg für die begrenzten politischen Möglichkeiten, die 
Wirtschaft zu stimulieren. Der Erfolg, den deutsche Ma-
schinenbauer mit ihren Produkten nun schon drei Jahre in 
Folge erzielen konnten, spricht jedoch für einen nicht nur 
vorübergehenden Willen der US-Industriellen, im eigenen 
Land wieder mehr zu investieren und mit ihren Produkten 
wettbewerbsfähiger zu werden.

Maschinenproduktion 2013: Chancen auf zyklische 
Belebung

Alles in allem dürfte dank einer sich allmählich beruhi-
genden Eurokrise und leicht besserer Exportaussichten 
in wichtigen Wachstumsmärkten 2013 eine zyklische Be-
lebung der Nachfrage einsetzen. Entscheidend ist, dass 
das Vertrauen der potenziellen Investoren, der Maschi-
nenbau-Kunden, in die Lösbarkeit der weltweit vorhande-
nen strukturellen Probleme zurückkehrt. Entscheidend ist 
ferner, wie nachhaltig das geschieht. Und es hängt davon 
ab, wann das geschieht. Je eher und je nachhaltiger, des-
to größer ist die Chance, dass das im Jahresverlauf ein-
setzende reale Wachstum der Maschinenproduktion in 
Deutschland das Minus im ersten Quartal kompensiert, 
vielleicht sogar überkompensiert. Die VDMA-Prognose für 
die reale Maschinenproduktion 2013 lautet auf plus 2%.

Hinter diesem Branchendurchschnitt verbirgt sich auf 
Teilbranchenebene wieder einmal eine breite Spreizung 
mit Zuwächsen und Rückgängen in teils zweistelligem 
Bereich. Insofern darf es nicht verwundern, dass zahl-
reiche Maschinen- und Anlagenbauer angesichts dieses 
Umfeldes von einem bevorstehenden Aufschwung nicht 
reden mögen. Das darf jedoch nicht gleichgesetzt wer-

schäfte mit dem Reich der Mitte durch. Im Zeitraum von 
Januar bis Oktober 2012 schrumpften die deutschen Ex-
porte von Maschinen, Maschinenteilen und Anlagen um 
8,2%. In Anbetracht der Zuwächse der letzten Jahre ist 
das absolute Exportvolumen sicher noch mehr als aus-
kömmlich. Dennoch ist ein rückläufi ges Chinageschäft 
nach Jahren regelmäßig zweistelliger Zuwachsraten für 
viele Maschinen- und Anlagenbauer eine gänzlich neue 
Erfahrung.

Auftragseingang: selektive, zaghafte Erholung

Obwohl sich der Bestelleingang nach seinem Sinkfl ug be-
reits Ende 2011 wieder gefangen hatte, reichte es im Vor-
jahresvergleich bislang nur im September und im Oktober 
für eine Plusrate. Die für den Sommer erwartete Erholung 
fi el offenbar zu zaghaft aus. Das liegt insbesondere an 
den Inlandsorders. Die rückläufi gen Wachstumsbeiträge 
der Ausrüstungsinvestitionen gelten als Achillesferse der 
deutschen Binnenkonjunktur. Im Ausland hat sich nach 
einem schwachen Monat August der positive Trend der 
Bestellungen vor allem dank der Nachfrage aus den Nicht-
Euroländern fortgesetzt. Aber auch hier sind die expan-
siven Signale noch nicht in der Breite der Branche ange-
kommen. Die Nachfrage aus Euro-Partnerländern bremst, 
ist bislang aber nur leicht ins Minus gefallen.

Insgesamt ist der Auftragseingang weiterhin auf Expan-
sion ausgerichtet. Doch fällt die wirtschaftliche Erholung 
bislang noch zu selektiv und zu zaghaft aus, um die Ma-
schinenproduktion zügig auf Wachstumskurs schicken 
zu können. Ohnehin dürfte sie im ersten Quartal 2013 ihr 
äußerst hohes Vorjahresniveau verfehlen. Dagegen haben 
die weiteren Quartale des kommenden Jahres durchaus 
Wachstumspotenzial. Die Prognosen für das weltweite 
Bruttoinlandsprodukt versprechen Plusraten für 2013. Der 
OECD-Frühindikator ist im zweiten Monat in Folge gestie-
gen. Der Einkaufsmanagerindex für China ist wieder im 
expansiven Bereich angekommen, im Euroraum hat er 
sich stabilisiert. Das sind grundsätzlich gute Vorgaben für 
die Maschinenproduktion.

Weltwirtschaftliches Umfeld: verhaltene Dynamik

Impulsgeber bleiben dabei die Schwellenländer. Zwar 
können sie sich nicht gänzlich von den generell gedämpf-
ten Wachstumsperspektiven abkoppeln. Doch immer 
noch vergleichsweise hohe Wachstumsraten dürften sich 
im Verein mit exportfreundlichen Wechselkursen sowie ei-
nem für Investitionen günstigen Zinsumfeld förderlich auf 
den Absatz deutscher Maschinenbauprodukte auswirken. 
Das sollte im Grunde genommen auch für den chinesi-
schen Markt gelten, selbst  wenn die mit dem politischen 
Wachwechsel beschäftigte chinesische Führungsriege 
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Der Staat und die Politik spielen bei der Gestaltung der 
Wachstumsbedingungen eine wichtige Rolle. Allerdings 
sollten sie ihren Gestaltungswillen nicht überdehnen. An-
zustrebendes Ideal ist sicherlich nicht ein Nachtwächter-
staat, aber das andere Extrem – ein allumsorgender und 
massiv umverteilender Staat kann auch nicht das Ziel 
sein. Wir brauchen dringend eine neue Balance zwischen 
Staat und Privat. Wir müssen – auch hier! – den Krisenmo-
dus verlassen und wieder mehr auf Eigenverantwortung 
der Unternehmen setzen. Viele – auch Unternehmer – ha-
ben sich scheinbar an die helfende Hand des Staates ge-
wöhnt, kommen jetzt schwer wieder davon los oder rufen 
allzu schnell nach ihr. Jedem, der nach staatlicher Unter-
stützung ruft, sollte sich dessen bewusst sein, dass die-
ser Ruf gleichzusetzen ist mit einem Mehr an staatlichen 
Mitteln, um diese vermeintlichen Wohltaten zu fi nanzieren. 
Wer also mehr Hilfe des Staates einfordert – in welchen 
Feldern auch immer – dem gehen die glaubwürdigen Ar-
gumente gegen Steuererhöhungen aus.

Dabei ist allein schon die Diskussion über höhere Steuern, 
seien es Erbschafts-, Vermögens- oder schlicht Reichen-
steuer, kontraproduktiv für die Investitionsbereitschaft 
und damit für die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie als 
Grundlage für mehr Wachstum. Insbesondere Substanz-
steuern sind gefährlich, denn sie zehren, wie der Begriff 
schon sagt, an der Unternehmenssubstanz. Nur Unterneh-
men mit einer stabilen Eigenkapitalbasis können im inter-
nationalen Wettbewerb ihre Zukunftsfähigkeit behaupten. 
Volkswirtschaftlich schädlich ist ein solches Vorgehen erst 
recht, wenn diese den Firmen entzogenen Investitionsmit-
tel für politische Geschenke und für konsumtive Ausgaben 
des Staates verwendet werden. Doch selbst wenn der 
Staat Gelder vermeintlich investiv verwendet, muss kri-
tisch hinterfragt werden, warum ausgerechnet staatliche 
Entscheidungsträger bessere Projekte auswählen sollten 
als am Markt agierende Unternehmer. Mittelfristig unter-
graben wir damit unser Fundament, auf dem Wachstum 
und Wohlstand generiert werden.

den mit Krisenangst. Der Maschinen- und Anlagenbau ist 
und bleibt eine zyklische Industrie. Auf- und Abschwünge 
sind für die in dieser Branche Tätigen insofern etwas ganz 
Normales. Sie haben gelernt, damit umzugehen, und sind 
insofern – wie jeder Branchenbeobachter – gut beraten, 
sich vom mentalen Anker der außergewöhnlich tiefen Re-
zession des Jahres 2009 zu lösen. Dies umso mehr, weil 
der deutsche Maschinen- und Anlagenbau weiterhin her-
vorragende Wachstumsperspektiven hat.

Wirtschaftspolitik: Rahmenbedingungen für 
Wachstum schaffen

Auch wenn die Euro- und Staatsschuldenkrise scheinbar 
zum Normalzustand geworden ist, wird das Jahr 2013 und 
werden die kommenden Jahre herausfordernd. Zumal die 
Befürchtung, nicht gänzlich ungeschoren davonzukom-
men, für die deutsche Wirtschaft spätestens im Sommer 
2012 zur Gewissheit geworden ist. Wenn Deutschland im 
Vergleich zu anderen Ländern dennoch so gut dasteht, 
dann deshalb, weil es als Industrieland über intakte Wert-
schöpfungs- und Innovationsnetzwerke verfügt und seine 
Industrie international höchst wettbewerbsfähig und er-
folgreich ist.

Eine entscheidende Rolle dafür, dass das so bleibt, sind 
gute politische Rahmenbedingungen. Diese müssen ver-
lässlich sein und Raum für unternehmerische Freiheit 
bieten. Nur eine gute Wirtschaftspolitik eröffnet Wachs-
tumsperspektiven für den Maschinenbau, für die gesam-
te Industrie, und damit für die deutsche Volkswirtschaft. 
Staatsverschuldung, Demographie, Energiewende – alle 
diese Herausforderungen sind ohne Wachstum nicht zu lö-
sen: quantitatives Wachstum, um die Verteilungskonfl ikte 
zwischen Staat und Privat, zwischen Jung und Alt zu meis-
tern oder zumindest zu lindern; qualitatives Wachstum, 
um mit den vorhandenen Ressourcen die zunehmenden 
Ansprüche einer wachsenden, nach mehr Wohlstand stre-
benden Weltbevölkerung befriedigen zu können.
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